Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2530 


Kleine Anfrage 260 

der Fraktion der FDP 


betr. Antwort des Bundesministers des Auswärtigen auf 
die Kleine Anfrage 251 der Fraktion der FDP zu 
dem Strafermittlungsverfahren gegen Staatssekretär 
Hallstein, Botschafter Blankenborn und andere in 
Bonn 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Warum hat der Bundesminister des Auswärtigen bei der Beant- 
wortung der Kleinen Anfrage 251 der FDP am 1. Juni 1956 
nicht erwähnt, daß der Interministerielle Untersuchungsausschuß 
schon am 12. Juni 1953 die Haltlosigkeit der gegen den Mini- 
sterialrat Dr. Strack erhobenen Vorwürfe mit den Worten fest- 
gestellt hat: „Die Nachprüfung hat keine Anhaltspunkte dafür 
ergeben, daß Herr Dr. Strack den Artikel » Nach Ägypten ab- 
gereist« geschrieben, beeinflußt oder Material für ihn zur V’^er- 
fügung gestellt hat.”? 

2. Warum hat der Bundesminister des Auswärtigen erklärt, die für 
die Beamten des Auswärtigen Amtes erbetenen Aussagegeneh- 
migungen seien erteilt worden, obwohl das z. B. bei Professor 
Dr. Mosler nicht der Fall ist? 

3. Hat der Staatssekretär im Bundeskanzleramt Dr. Globke mit 
Schreiben vom 21. April 1954 dem Oberstaatsanwalt die Aussage- 
genehmigung für die Beamten des Auswärtigen Amtes und die 
Herausgabe der Akten des Auswertigen Amtes mit Wissen oder 
auf Weisung der Bundesregierung verweigert? 

4. Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung trotz Kenntnis 
des Untersuchungsberichts des Interministeriellen Ausschusses vom 
12. Juni 1953 bis heute den betroffenen Beamten nicht rehabilitiert? 

Trifft es zu, daß Versuche des Bundesministers für Wirtschaft, die 
Maßnahmen gegen Ministerialrat Dr. Strack zurückzuziehen und 
den verleumdeten Beamten zu rehabilitieren, verhindert worden 
sind? 
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5. Was hat die Bundesregierung unternommen, um diejenigen Per- 
sonen zur Rechenschaft zu ziehen, die unter iV^ißbrauch des 
Namens einer ausländischen Regierung die Behauptung aufgestellt 
haben, der Ministerialrat Dr. Strack werde von der türkischen 
Regierung als persona ingrata angesehen? 

Welche personellen Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung, 
um in Zukunft derartige Falschunterrichtungen, die zu einer Ver- 
schlechterung des Verhältnisses zwischen der Bundesrepublik und 
anderen Staaten führen können, zu verhindern? 

6. Wie glaubt es die Bundesregierung vertreten zu können, daß 
Personen wie der Staatssekretär Hallstein und andere, die in dem 
Verdacht stehen, sich im Falle des Ministerialrats Dr. Strack straf- 
bar gemacht zu haben, bis zu einer Klärung der Angelegenheiten 
im Amt bleiben? 

Warum hat die Bundesregierung nicht diese Personen bis zum 
Abschluß des Strafverfahrens suspendiert ? 

7. Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß durch die Art der 
Behandlung des Falles Dr. Strack nachteilige Wirkungen auf das 
Beamtentum unausbleiblich sind? 

8. Wann und in welcher Form beabsichtigt die Bundesregierung, 
dem Ministerialrat Dr. Strack volle Genugtuung zu geben und 
ihn in vollem Umfange zu entschädigen? 


Bonn, den 20. Juni 1956 


Dr. Dehler und Fraktion 



